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Nr. 8 | Berlin, den 15. April 1936 | 17. Jahrgang 


Bolen „vesanifient den Frieden“ 


Polen möchte das öſtliche Mitteleuropa „organifieren”. Es glaubt damit einen Beitrag 
zur „Organiſierung des europäiſchen Friedens“ zu liefern. Es ſtimmt mit Frankreich 
darin überein, daß dieſer Teil Europas unter Ausſchluß Deutſchlands organi⸗ 
ſiert werden ſoll. Es iſt jedoch anderer Meinung als Frankreich in der weiteren Frage, 
wem dabei die Führung zufallen ſoll. An der Donau ſcheint Polen ſeine Intereſſen 
durch ein Zuſammengehen mit Italien für hinreichend geſichert zu halten. An 


der Oſtſee aber möchte es die Zuſammenfaſſung der kleineren Staaten, zu deren Wort⸗ 


führer es ſich in London gemacht hat, ſelbſt übernehmen. Seit Jahren hat die polniſche 
Außenpolitik großen Wert auf die Ausgeſtaltung der Beziehungen zu den 
nordiſchen Staaten, vor allem zu Schweden, gelegt. Der Gdingener Hafen hat 
dabei die wirtſchaftliche Mittlerrolle geſpielt. Für die große Politik find dieſe nord- 
europäiſchen Beraühungen des polniſchen Außenminiſters angeſichts der traditionellen 
Abneigung Schwedens gegen jede außenpolitiſche Aktivität bisher ohne beſondere Bedeu- 
tung geweſen. Jetzt aber ſcheint Polen den Augenblick für gekommen zu halten, wo ſich 
das freundſchaftliche Verhältnis zu den nordiſchen Staaten als 
polniſches Aktivum in die große Politik einführen läßt. Bei den 
Londoner Verhandlungen hat das Zuſammenſpiel mit dieſen Staaten bereits gut 
funktioniert. Die Vorausſetzung eines guten Funktionierens iſt, vor allem was Schweden 
anlangt, allerdings, daß Polen es unterläßt, dieſem Zuſammenſpiel eine gegen eine dritte 
Macht gerichtete Wendung zu geben. In dieſer Beziehung hat Polen kein reines 
Gewiſſen. Bisher jedenfalls hat kein Pakt die feſtgewurzelte polniſche Meinung um— 
zuſtoßen vermocht, daß in allen die Oſtſee berührenden Fragen ein 
natur notwendiger Gegenſatz zwiſchen Deutſchland und Polen 
beſtehe. Es iſt in dieſem Zuſammenhange bezeichnend, daß ſich das Baltiſche Inſtitut in 
Thorn, das für die polniſche Meinungsbildung in allen „meerespolitiſchen“ Angelegen⸗ 
heiten maßgebend iſt, hartnäckig weigert, Deutſchland als Oſtſeeſtaat anzuerkennen! Die 
nordiſchen Staaten verſpüren keinen politiſchen Anreiz, ſich eine derart boshafte Auf⸗ 
faſſung zu eigen zu machen. Die Mentalität der polniſchen Oſtſee⸗ 
politik ſiſt ihnen fremd, wenn fie ſich mit manchen wirtſchaftlichen Folge: 
erſcheinungen dieſer Politik auch mehr oder weniger einverſtanden erklären. 
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Etwas günſtiger liegen, was die pſychologiſche Grundeinſtellung betrifft, die pol: 
niſchen Ausſichten in den baltiſchen Staaten. Die Verſuche einer 
baltiſchen Blockbildung unter polniſcher Führung ſind ſo alt wie der polniſche Staat. 
Polen ſteht in der baltiſchen Politik bisher immer noch dort, wo es ſich ſchon vor 
14 Jahren befand: Damals wurde in Warſchau ein Vertragsentwurf paraphiert, der 
für Lettland, Eſtland, Finnland und Polen die Verpflichtung vorſah, vor dem Abſchluß 
neuer Verträge und Abkommen jeweils mit einander in Fühlung zu treten; aber die 
Weigerung Finnlands, den Vertrag zu ratifizieren, brachte Polen damals um den erhofften 
Erfolg. Auch Oberſt Beck hat ſeine Außenpolitik ſchon mehrfach in nordöſtlicher Richtung 
vorzutragen verſucht. Auch er iſt bisher ftets an der ruſſiſchen Drohung 
geſcheitert, die in der Frage der polniſchen Zuſammenarbeit 
miteinem Block der baltiſchen Staaten zugleich Treibkraft und 
Hindernis iſt. In letzter Zeit jedoch ſcheint Polen ſich jenem Ziele zu nähern, dem es 
bereits 1922 einmal nicht mehr fern zu ſein glaubte. Einmal haben ſich die Beziehungen 
zu Eſtland, die ohnehin niemals ſchlecht waren, mit der inneren Stabiliſterung dieſes 
Staates unter dem Regime Päts⸗Laidoner beträchtlich gefeſtigt. Und zum 
andern hat Lettland durch den kürzlichen Beſuch des Staatsſekretärs Munters in 
Warſchau feinen Wunſch nach einer Annäherung an Polen bekundet. Aber Lit auen 
bleibt nach wie vor der wunde Punkt in Polens baltiſchen Plänen. Die Bereit: 
ſchaft der kleineren Staaten zu einer Zuſammenarbeit mit 
Polen iſt um fo größer, je weiter dieſe Staaten von Polen ent— 
ferntſind. Das iſt übrigens eine Feſtſtellung, die nicht nur in bezug auf die baltiſchen 
Staaten gemacht werden kann. Ob hierin ein Mißtrauensvotum gegen die polniſche 
Außenpolitik liegt, mag dahingeſtellt bleiben. . 

Wie Polen felbft über die Ausſichten feines geplanten Beitrages zur „Drganifierung 
des europäiſchen Friedens“ denkt, läßt ſich bei der notoriſchen Schweigſamkeit feiner 
verantwortlichen Stellen ſchwer ſagen. Es iſt aber klar, daß es kein leichtes Unternehmen 
ſein kann, in einem Teile Europas eine politiſche Konſtruktion zu errichten, die auf die 
Nord⸗Süd⸗Linie abgeſtellt iſt, während alle großen Entſcheidungen der 
europäiſchen Politik auf der Weſt-Oſt-Linie liegen. Es iſt weiter 
auch klar, daß ein Staat, der zur Erreichung eines politiſchen Zieles mehrere andere 
Staaten um ſich zu ſammeln gedenkt, auf dieſe nur dann die notwendige Anziehungs— 
Praff.nusbben.. Fann.., meun. er. fie_nuch, vr d . ef i ng . 11 n. n. n. n . e Yu. e m. 

Folgen feiner Politik zu ſchützen vermag. In dieſer Beziehung ſcheint 
man auch in Polen ſelber nicht allzu optimiſtiſch zu ſein. Daß ein Staat einen beſtimmten 
Teil der Erdoberfläche bedeckt und über gewiſſe wirtſchaftliche und menſchliche Kraft: 
reſerven verfügt, reicht noch nicht aus, um ihn die Rolle einer Großmacht ſpielen zu 
laſſen. Es kommt darauf an, ob und wie die vorhandenen wirtſchaftlichen und menſch⸗ 
lichen Kräfte zur Löſung politiſcher Aufgaben mobilifiert werden können. Je mehr ſich 
Polen in die große Politik einzuſchalten verſucht, um ſo mehr fällt es naturgemäß ins 
Gewicht, daß die polniſche Induſtrie nur ſchwach entwickelt und überdies techniſch veraltet 
iſt, daß die Entwicklung der polniſchen Volkswirtſchaft durch erhebliche Konſtruktions⸗ 
fehler geſtört wird und daß Polen im Ausbau ſeiner militäriſchen Kräfte während der 
letzten Jahre weder mit Deutſchland noch mit der Sowjetunion hat Schritt halten können. 
Derartige Tatſachen müſſen berechtigte Zweifel an der Befähigung Polens, auf eigene 
Fauſt die Führung einer beſtimmten Staatengruppe zu übernehmen, aufkommen laſſen. 
Und das ift der Punkt, an dem wieder die Frage nach einem Helfer bei der Verwirk⸗ 
lichung der polniſchen Pläne auftaucht, — eine Frage, auf die vermutlich bei dem in 
Ausſicht genommenen Beſuch des Generalinſpekteurs der polniſchen Armee in Paris eine 
Antwort erteilt werden wird. Dr. K. 
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Polonifierung: Polens politiſches Hauptziel 


Es iſt eine alte Erfahrung, daß ein in ſeiner nationalen Kultur und in ſeiner 
materiellen Tüchtigkeit überlegenes Volkstum eine gewiſſe Anziehungskraft 
gegenüber ſeiner Umgebung beſitzt. Die Furcht vor dieſer Anziehungskraft iſt es in der 
Hauptſache, die die polniſche Preſſe dazu veranlaßt, der deutſchen Volkstumsarbeit im 
Dſten eine „germaniſatoriſche“ Abſicht anzudichten. Es iſt intereſſant, zu beobachten, 
daß die Polen einen Vorgang, den ſie, ſofern er ſich in Deutſchland abſpielt, als 
verabſcheuungswürdig bezeichnen, dann, wenn er ſich in Polen abſpielt, für ganz 
natürlich und für moraliſch gerechtfertigt halten. Sie ſchimpfen über die 
„Germaniſierung“, aber fie loben die Polonifierung Im Grunde 
iſt jeder Pole davon überzeugt, daß es nicht nur „das unvermeidliche Schickſal“, ſondern 
ſogar „die loyale Pflicht“ der in den Grenzen des polniſchen Staates lebenden Angehörigen 
fremden Volkstums zu ſein hat, im Polentum unterzugehen. Meinungsverſchiedenheiten 
beſtehen nur in bezug auf das Tempo, in dem dieſes Schickſal vollendet und dieſe „Pflicht“ 
er füllt werden foll. 

So verweiſt der Verfaſſer einer vom Polniſchen Weſtverband herausgegebenen Schrift 
„Ueber den deutſchen Einfluß auf die polniſche Kultur“ voller Stolz auf die in früheren 
Jahrhunderten nach Polen eingewanderten Deutſchen, die, „dem Zauber der pol— 
niſchen Kultur erliegend, die ihrige verwarfen, umtreue Söhne 
Polens zu werden und ihr früheres Vaterland zu vergeſſen ...“ 
Und dasſelbe ſtellt Stanislaw Los in ſeiner Broſchüre „Die konſtruktive Politik in Rot⸗ 
rußland“ in bezug auf die Ulkrainer feſt, wenn er ſagt, daß „die alte Republik 
in weiteſtem Ausmaß Scharen von Ruthenen aſſimilierte“. Die 
Tatſache, daß innerhalb der Grenzen des altpolniſchen Reiches kaum überſehbare Maſſen 
fremden Volkstums im Polentum aufgeſaugt wurden, wird in Polen keineswegs als ein 
Makel, ſondern als ein Ruhmestitel der polniſchen Geſchichte empfunden. Dieſer durch 
die Jahrhunderte dauernde Poloniſierungsprozeß iſt jedem Polen ſo ſelbſtverſtändlich 
geworden, daß er in Erregung gerät, wenn er feſtſtellen muß, daß das gefeſtigte National- 
bewußtſein der heute in ſeinem Staate lebenden Volksgruppen einem Fortgang dieſes 
Prozeſſes Schwierigkeiten bereitet. So iſt es z. B. Jan Dembſki ergangen, der ſich auf 
einer Tagung des Polniſchen Weſtverbandes, die im Dezember v. J. in Warſchau ſtatt⸗ 
fand, darüber beſchwerte, daß „der Reſt der Deutſchen, der nach dem Kriege in Polen 
zurückblieb und zur Affimilierung geneigt war“, ſich unter dem Einfluß des 
Nationalſozialismus zu neuer völkiſcher Aktivität aufzuraffen begann. Der National⸗ 
demokrat Wojciech Zaleſki hat das ausgedrückt, was im Grunde ſeines Herzens jeder 
Pole für „natürlich und notwendig“ hält, als er im „Kurjer Warszawski“ folgendes 
ſchrieb: „... Der Weg zum Nationalſtaat iſt nicht leicht. Aber dennoch ift es 
unſer politiſches Hauptziel, alle Bewohner des polniſchen 
Staates im polniſchen Volk zu vereinen; die, die niemals Polen werden 
können (gemeint ſind die Juden), müſſen unſer Gebiet verlaſſen; die anderen aber 
werden Mitſchöpfer eines größeren Polens fein”. Deutlicher, als es 
hier geſchehen iſt, kann der Wille zur Poloniſterung kaum ausgedrückt werden. Daß immer 
poloniſiert worden iſt, wird nicht beſtritten. Daß weiter poloniſiert werden ſoll, ſteht 
außer Frage. Meinungseverſchiedenheiten beſtehen, wie geſagt, nur in bezug auf das 
Tempo und damit auch in bezug auf die Methoden. Die Leute, die dazu neigen, 
durch Anwendung kraſſer Methoden das Tempo zu beſchleunigen, behaupten in Polen 
das Feld. 

Durch die polniſche Preſſe geht ein ſtändiges Jammern über die „Germaniſie⸗ 
rung“. Es gibt kaum eine Tätigkeit deutſcher Faktoren, die von der polniſchen Preſſe 
nicht ſchon einmal als „Germaniſierung“ hingeſtellt worden iſt. Wenn der NS. Lehrer⸗ 
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bund den oberſchleſiſchen Grenzbüchereien Zeitſchriften ſtiftet, wenn die NED. erholungs⸗ 
bedürftige Kinder betreut, wenn Arbeiter aus dem Grenzgebiet mit „Kraft durch Freude“ 
ihren Urlaub am Rhein oder in Bayern oder auf Madeira verbringen, wenn der Grenz⸗ 
landkaſper des BDD. die oberſchleſiſche Dorfjugend erfreut, wenn die Deutſche Arbeits⸗ 
front im Induſtriegebiet Arbeiterwohnſiedlungen ſchafft, wenn in den Dörfern des Grenz— 
gebiets deutſche Geſangvereine entſtehen, wenn eine Gemeinde für beſſere Schulverhält— 
niſſe ſorgt, wenn für die Grenzkreiſe alljährlich Kalender erſcheinen, kurzum, wenn irgend- 
etwas geſchieht, was geeignet iſt, das deutſche Leben in den Grenzgebieten zu ſtärken, 
immer heißt es: Deutſchland „germaniſiert“. 

Das Wort „germaniſieren“ kann aber in dem von den Polen 
als Vorwurf gemeinten Sinne nur dort angewandt werden, wo 
etwa verſucht worden iſt oder verſucht werden ſollte, fremdes 
Volkstum zwangsweiſe zu entnationaliſieren. Jede Anwendung von 
Zwang widerſpricht der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung von der Freiheit des Volkstums. 
Wenn aber auf der einen Seite dem fremden Volkstum die Freiheit ſeiner Entwicklung 
gewährt wird, dann ift es auf der anderen Seite um fo notwendiger, daß das eigene 
Volkstum durch die Mobilifierung der ihm innewohnenden Kräfte gegen äußere Einflüſſe 
immun gemacht wird. Auf dieſe poſitive Entfaltung der eigenen 
völkiſchen Kräfte kann das im diffamierenden Sinne gemeinte 
Wort „Germaniſierung“ nicht angewandt werden. Wer das tut, 
ſpricht dem deutſchen Volke das Recht ab, ſich ſelbſt zu erhalten. Durch die dem Aufbau 
des deutſchen Volkstums dienenden Maßnahmen wird kein nationaler Pole in ſeinem 
Volkstum bedroht. Er ſieht fi) nur, je erfolgreicher dieſe Maßnahmen find, einem 
entſprechend gefeſtigteren und widerſtandsfähigeren Deutſchtum gegenübergeſtellt. Er hat 
aber kein Recht, zu verlangen, daß ſein deutſcher Nachbar darauf verzichtet, ſeine Leiſtung 
zu ſteigern, — nur deshalb, weil der oder jener damit nicht Schritt halten kann. Es 
wäre gut, wenn die Polen, ehe ſie ihre unbegründeten Vorwürfe gegen die poſitive 
Volkstumspolitik des Dritten Reiches erheben, dafür ſorgen wollten, daß bei ihnen ſelber 
jede negative, auf die Entnationaliſierung fremden Volkstums abzielende Volkstums⸗ 
politik eingeſtellt wird. Dr. K. 


Völkiſche Fahnenflucht 


Im Kreiſe Neidenburg (Dftpreußen) hat fi im Zuſammenhang mit der Reichs- 
tagswahl ein Vorfall ereignet, der gewiſſe nationalpolitiſche Tendenzen des polniſchen 
Volksſplitters in Deutſchland ſchlaglichtartig beleuchtet. Im Wahlbezirk Napierken 
beteiligte ſich am 29. März die geſamte Bevölkerung an der Wahl, um für den Führer zu 
ſtimmen. Nur ein einziger ſtellte ſich abſeits. Der Bauer Hermann Arceus 
blieb der Wahlfern. Der Bevölkerung bemächtigte ſich, als dieſe Tatſache bekannt 
wurde, eine begreifliche Erregung. Ueber 200 Männer zogen vor das Haus des Arceus 
und gaben in Sprechchören ihrem Unwillen Ausdruck. Dabei fiel ein morſcher Zaun um 
und wurden einige Fenſterſcheiben eingedrückt. Zur perſönlichen Sicherung des Arceus 
wurde im Anſchluß an die Kundgebung ein Poſten der NSDAP. vor deſſen Hof 
aufgeſtellt. j 

Es wäre überflüffig, von dieſem Vorgang, der nur ganz geringfügigen Sachſchaden 
verurſacht hat, Notiz zu nehmen, wenn ſich anſchließend nicht folgendes ereignet hätte: 
Arceus tauchte am 30. März beim Landrat in Neidenburg auf und erklär ke dieſem, 
daß er „der polniſchen Minderheit angehöre“ und daß er den 
Polenbund um Hilfe anrufen werde. Das iſt das Typiſche an dem Vorgang: Da 
iſt ein Stänkerer, dem dies oder jenes nicht paßt, oder einer, der als früherer Funktionär 
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einer marxiſtiſchen Partei durch die neue Entwicklung an die Wand gedrückt worden ift, 
oder einer, deſſen kleinliches Geltungsbedürfnis von den verantwortlichen Stellen „nicht 
genügend gewürdigt“ worden iſt u.f.f. Da die Dinge nicht fo laufen, wie er ſich's 
wünſcht, ſucht er dort Anſchluß, wo er glaubt, am ungeſtörteſten gegen den National: 
ſozialismus agitieren zu können. Und fo kommt er auf den Gedanken, im Polenbund oder 
bei irgendeiner anderen polniſchen Organiſation Unterſchlupf zu ſuchen in der zumeiſt 
berechtigten Erwartung, dort als nützlicher Bundesgenoſſe mit Freuden aufgenommen zu 
werden. 


Beiſpiele dieſer Art find nicht ſelten. Nicht wenige ehemalige Kommuniſten⸗ oder 
Reichsbannerleute, die ſich in die neue Zeit nicht hineinfinden können, haben Anſchluß 
an die polniſchen Kreiſe geſucht und gefunden. In der Propaganda des Polenbundes 
ſpielt das Einfangen derartiger unzufriedener Elemente, die 
früher niemals etwas mit dem Polentum zu tun hatten, eine 
beträchtliche Rolle. Nicht nur, weil er das Reichserbhofgeſetz für eine „Be— 
drohung des Polentums“ hält, ſondern auch, weil er die Leute an ſich heranziehen möchte, 
die dieſes Geſetz als eine „Beſchränkung ihrer perſönlichen Freiheit“ anſehen, iſt der 
Polenbund gegen dieſes Geſetz. Nicht nur, weil ihm die Zugehörigkeit zum Arbeitsdienſt 
für das polniſche Volksbewußtſein „gefährlich“ erſcheint, ſondern auch, weil er auf die 
ſpekuliert, denen die Diſziplin des Dienſtes und die Arbeit des Spatens nicht paßt, tritt 
der Polenbund für die Befreiung der Mitglieder der polniſchen Volksgruppe vom Arbeits⸗ 
dienſt ein. Aehnlich wie in dieſen iſt es auch in anderen Fällen: „Wenn du dich zu uns 
bekennſt“, heißt es da, „brauchſt du dies oder das nicht zu tun, dann biſt du von dieſem 
oder jenem befreit, dann brauchſt du da nicht mitzugehen und hier keinen Beitrag zu 
leiſten ...“ Es iſt ein Beweis für die geſunde Geſinnung der Bevölkerung in den Grenze 
gebieten des Oſtens, daß ſich deren breite Maſſe für eine ſolche, von Mund zu Mund 
betriebene Propaganda der polniſchen Werber unzugänglich erweiſt, und daß im 
allgemeinen nur haltloſe, ewig querulierende Elemente ihre „ver 
lorene Freiheit“ durch die völkiſche Fahnenflucht ins andere Lager wieder zu gewinnen 
verſuchen. 

Auch der Bauer Arceus in Napierken gehört zu dieſen Elementen. Sein Bekennt⸗ 
nis zum Polenfum datiert erſt vom 29. März d. J. Er hat niemals 
etwas mit dieſem Volkstum, in deſſen Schutz er ſich jetzt begeben möchte, zu tun gehabt. Die 
Gründe für ſein Handeln liegen ganz wo anders. Im Jahre 1933 hat er einen 
Aufnahmeſchein für die NSDAP. unterſchrieben. Er hat damals 
gehofft, Bürgermeiſter von Napierken zu werden. Als dieſer Plan ins Waſſer fiel, hat 
er ſich verärgert zurückgezogen. Er iſt wiederholt wegen Schmuggels und Paß⸗ 
vergehen beſtraft. Die Dorfgemeinſchaft hat ihn ſeit jeher gemie— 
den. Sein Sohn iſt eine Zeit lang in der HJ. geweſen, hat aber, weil der Vater die 
Beiträge nicht mehr zahlen wollte, wieder austreten müſſen; er ift jedoch nach wie vor 
begeiſterter Nationalſozialiſt und hat ſich ſelbſt an der Demonſtration gegen 
ſeinen Vater beteiligt. Auch die beiden Töchter des Arceus ſind in der 
deutſchen Volkstumsarbeit aktiv. Wenn dieſer ſich jetzt als „Pole“ ausgibt, fo nur des⸗ 
halb, weil er ſich gegenüber der ſchroffen Ablehnung, auf die er bei der gefanıten Dorf⸗ 
gemeinſchaft ſtößt, eine Rückendeckung ſchaffen möchte. Nichts kann die Bewegungs— 
freiheit, die die polniſchen Organiſationen in Deutſchland 
genießen, beſſer belegen, als die Tatſache, daß die Leute, die den heutigen 
Staat und ſeine Einrichtungen ablehnen, dazu neigen, Zuflucht 
bei dieſen Organiſationen ſuchen, und daß fie ihr deutſches Volkstum ver— 
raten, um als „Polen“ für die deutſchen Stellen unangreifbar zu ſein. Wenn es den 
polniſchen Organiſationen in Deutſchland wirklich ſo ſchlecht ginge, wie die polniſche Preſſe 
gewohnheitsmäßig behauptet, dann könnten ſich Fälle wie der des Bauern Arceus 
niemals ereignen. 
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Die Entwicklung der baltiſchen Staaten 


Eine vergleichende Betrachtung der politiſchen Entwicklung, die E ſtland und Lett- 
land während der drei letzten Jahre durchgemacht haben, zeigt, daß Eſtland ſeinem 
baltiſchen Nachbarn um ein gutes Stück vorausgeeilt iſt. Als im Jahre 1934 mit den 
faſt gleichzeitigen Staatsſtreichen in Riga und Reval für beide Völker der 
Startſchuß zur politiſchen Leiſtungsprüfung fiel, ſchienen die Ausſichten für die beiden 
Teilnehmer des Rennens annähernd die gleichen zu fein. Heute aber ſteht feſt, daß das 
feinen Anlagen nach gefündere eſtniſche Volk feinen lettiſchen 
Partner ſchon ganz erheblich überrundet hat. 

Vom 23. bis 25. Februar d. J. iſt in Eſtland eine Volksabſtimmung über die 
Einberufung einer verfaſſunggebenden Nationalverſammlung durchgeführt worden. Die 
Volksabſtimmung hat bei einer Wahlbeteiligung von 83 v. H. eine Mehrheit von 76 v. H. 
der abgegebenen Stimmen für die Regierungsvorlage ergeben und damit dem Regime 
Päts-Laidoner die Vollmacht erteilt, eine Nationalverſamm⸗ 
lung einzuberufen und mit deren Hilfe dem Lande eine neue 
Verfaſſung zu geben. Es iſt nicht viel mehr als ein Spiel mit Worten, wenn 
die eſtniſche Preſſe vielfach behauptet, die (vorausſichtlich im Herbſt dieſes Jahres zu⸗ 
ſammentretende) Nationalverſammlung werde in ihrer freien Entſcheidung in keiner Weiſe 
beſchränkt ſein. Denn praktiſch iſt von vornherein dafür geſorgt, daß in dieſe Verſamm⸗ 
lung keine anderen als der Regierung genehme Vertreter gelangen. Die Kandidaten 
werden von der Regierung aufgeſtellt werden. Für die alten politiſchen Parteien gibt es 
im heutigen Eſtland keine Möglichkeit einer Betätigung mehr. 

Die Regierung erklärt: Das Ergebnis der Februarwahlen beweiſe, daß das eſtniſche 
Volk, das ſich noch im Herbſt 1933 mit einer dreiviertel Mehrheit für die Freiheits- 
kämpferbewegung ausgeſprochen habe, heute und insbeſondere nach dem miß- 
lungenen Verſuch einer gewaltſamen Erhebung im Dezember vorigen Jahres von feiner 
Hinneigung zu den Hochzielen dieſer utopiſchen Bewegung gründlich und ein für alle Male 
geheilt ſei. Demgegenüber wird man feſtſtellen müſſen, daß das Ergebnis der Februar⸗ 
wahlen vielleicht doch kein ſo eindeutiges Bild der wahren Volksmeinung gibt, wie es das 
amtliche Eſtland wahrhaben möchte. Denn der im Dezember vorigen Jahres von der 
Freiheitskämpferbewegung vorbereitete Putſch iſt wohl weniger an den mangelnden 
Sympathien des Volkes als an der Unzulänglichkeit der Initiatoren des Putſches und 
vor allem an der fehlenden perſönlichen Einſatzbereitſchaft des Führers dieſer Bewegung 
geſcheitert. Man wird alſo ſagen können, daß ſich der geſunde politiſche Inſtinkt des 
eſtniſchen Volkes bei den Februarwahlen zu dem Regime Päts⸗Laidoner bekannt hat, 
nicht weil er mit deſſen Zielen und Methoden übereinſtimmt, ſondern weil er dieſes 
Regime als das einzige politiſche Aktivum erkannt hat, das Eſtland 
gegenwärtig beſitzt. Wie dem auch ſei: das gegenwärtige Regime in Eſtland hat 
ſeine Feuerprobe beſtanden und hat bis auf weiteres im Lande wohl keinen 
ernſthaften Gegenſpieler zu fürchten. Eine ruhige und ſtetige Entwicklung ſcheint hier 
bis auf weiteres gewährleiſtet zu ſein. 

Ganz anders mutet die Lage in Lettland an. Von Volksbefragung iſt hier keine 
Rede. Schon die bloße Erwähnung dieſes Wortes ruft bei den Machthabern in Riga 
lebhafte Unluſtgefühle hervor. Die Regierung Ulmanis iſt kein autori⸗ 
tkäres Regime, das für fi in Anſpruch nehmen kann, Voll— 
ſtrecker des bekundeten Volkswillens zu ſein, ſondern ein 
Syſtem, das ſich ſcheut, das Volk zu befragen. Seitdem der lettländiſche 
Staatspräſident Kweeſis, von dem es ſchon beim Putſch im Mai 1934 hieß, daß er 
nur „gute Miene zum böſen Spiel gemacht“ habe, vor einiger Zeit fang- und klanglos in 
der Verſenkung verſchwunden iſt, vereinigt Ulmanis als Miniſterpräſident und Staatsober⸗ 
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baupf die geſamte Macht in feiner Hand. Ueber die Pläne der lettländiſchen Staats⸗ 
leitung iſt kaum mehr zu erfahren, als daß ſie die Abſicht haben ſoll, in nicht zu naher 
Zukunft mit der Bildung einer ausſchließlich aus ernannten Perſonen zuſammengeſetzten 
„Volksvertretung“ zu beginnen. 

Trotz einer ganz ähnlichen Ausgangsſtellung find, wie geſagt, die politiſchen Entwick⸗ 
lungslinien Eſtlands und Lettlands im Laufe der letzten Jahre völlig verſchieden verlaufen. 
Eine der Urſachen für dieſe verſchiedenartige Entwicklung glaubt die deutſche „Revalſche 
Zeitung“ darin zu ſehen, daß das parlamentariſche Regime in Lettland 
zur Zeit des Putſches von 1934 nicht in demſelben Maße wie in Eſtland „ſchnitt⸗ 
reif“ war. Insbeſondere habe der Marpis mus im lettiſchen Volke ungleich tiefere 
Wurzeln als im eſtniſchen geſchlagen. Das trifft zweifelslos zu; und man wird hinzufügen 
können, daß das Regime Ulmanis es nicht vermocht hat, den ſchlummernden nationalen 
Inſtinkt des lettiſchen Arbeiters von der marxiſtiſchen Feſſelung zu befreien, wie das dem 
Regime Päts⸗Laidoner in Eſtland allem Anſchein nach in hohem Maße gelungen iſt. Ein 
Hinweis auf die Statiſtik der eſtländiſchen Februarwahlen iſt in dieſer Hinſicht inter⸗ 
eſſant: Die 26 v. H. gegen die Regierung abgegebenen Stimmen ſtammen nachweislich 
zum großen Teil nicht aus den Wahlbezirken der Induſtriearbeiterſchaft, ſondern aus 
den Bezirken des beſitzenden Bürgertums und der Intellektuellen. Trotz mancher Kritik, 
die auch an den eſtländiſchen Verhältniſſen geübt werden kann, muß man zu der Feſt⸗ 
ſtellung gelangen, daß die Entwicklung in Eſtland unvergleichlich 
geſünder als in Lettland iſt, was letzten Endes wohl eine Folge der 
beſſeren raſſiſchen Subſtanz des eſtniſchen Volkstums iſt. 


Als eine Folge der weniger gefeſtigten innerpolitiſchen Situation wird man auch 
gewiſſe Tendenzen in der Einſtellung der lettländiſchen Regierung gegenüber dem Deutſchen 
Reich und der deutſchen Volksgruppe anſprechen können. Die verantwortlichen Kreiſe 
Lettlands ſehen in der Ausnutzung des zwiſchen Berlin und Moskau 
beſtehenden Gegenſatzes ihre größte außenpolitiſche Chance. Sie pendeln, ohne 
ſich zu einer grundſätzlichen Stellungnahme aufraffen zu können, je nach den taktiſchen 
Bedürfniſſen des Augenblickes hin und her. So iſt es kein Wunder, daß der ſowjetruſſiſche 
Vertreter in Riga auf den Gang der lettländiſchen Außenpolitik einen größeren Einfluß 
beſitzt, als es für die internationale Situation dieſes Staates nützlich ſein kann. Beſonders 
kraß aber macht ſich die bolſchewiſtierende Tendenz der lettländiſchen Politik in der 
Behandlung der deutſchen Volksgruppe bemerkbar. In dem Raub 
wertvollen deutſchen Kulturgutes, in der Enteignung der deutſchen Gildenhäuſer in Riga 
und Mitau, in der Schließung von Banken mit vorwiegend deutſchen Angeſtellten, in der 
ſyftematiſchen Entlaſſung aller deutſchſtämmigen Staats- und Gemeindebeamten, in der 
zwangsweiſen Ileberführung koſtbarer Kunſt⸗ und anderer Sammlungen aus deutſchem 
Beſitz in die Verwaltung des Staates, kommt eine geiſtige Verwandtſchaft 
mit dem Bolſchewismus zum Ausdruck, die der moraliſchen Wertſchätzung des 
lettländiſchen Regimes im Ausland einen ſchweren Stoß verſetzen muß. Es ſcheint, daß 
das lettländiſche Regime derartige Maßnahmen braucht, um das eigene Volk durch die 
Aufpeitſchung chauviniſtiſcher Inſtinkte von einer Kritik an den unerfreulichen inner⸗ 
politiſchen Zuſtänden abzulenken. Es iſt dieſer Staatsführung wiederholt von berufener 
reichsdeutſcher Seite klar gemacht worden, daß das Verhältnis zwiſchen dem Reich und 
Lettland durch eine ſolche fachlich nicht zu begründende Drangfalierung der deutſchen 
Volksgruppe einer ſchweren Belaſtung ausgeſetzt wird. Das Deutſche Reich ſieht ſich 
außerſtande, die von ihm an ſich gewünſchten freundſchaftlichen Beziehungen zu einem 
Staate zu unterhalten, der ſich mit derartiger Gewiſſenloſigkeit an der Subſtanz einer 
deutſchen Volksgruppe vergreift. Es hat kein Verſtändnis dafür, daß ein Staat die 
Lebensgrundlagen einer deutſchen Volksgruppe vernichtet, die keine Gelegenheit vorüber 
gelaſſen hat, um — aus dem Bewußtſein uralter Heimatberechtigung heraus — immer 
wieder ihre ſtaatsgetreue Geſinnung zu beweiſen. Rbs. 
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Des Führers Bekenntnis zum Offen 


Wenn wir die politiſchen Erlebniſſe politiſcher und überhaupt politiſcher Vor⸗ 
unferes Volkes ſeit über tauſend Jahren gänge anſprechen dürfen. 
überprüfen, alle die zahlloſen Kriege und 1. Die hauptſächlich von Bajuwaren be⸗ 


Kämpfe vor unſeren Augen vorüberziehen tätigte Koloniſation der Oſtmark, 
laſſen und das durch ſie geſchaffene, heute 2. die Erwerbung und Durchdringung des 
vor uns liegende Endreſultat unterſuchen, Gebietes öſtlich der Elbe und 

ſo werden wir geſtehen müſſen, daß aus 3. die von den Hohenzollern betätigte 
dieſem Blutmeer eigentlich nur drei Erſchei⸗ Organiſation des brandenburgiſch⸗preu⸗ 
nungen hervorgegangen ſind, die wir als ßiſchen Staates als Vorbild und 
bleibende Früchte klar beſtimmter außen⸗ Kriſtalliſationskern eines neuen Reiches. 


Wiſſenſchaft gegen hiſtoriſche Legenden 


Von dem ſogen. „Danziger Blutbad“ an bis zu den ſogen. „Teilungen Polens“ 
und darüber hinaus iſt das hiſtoriſche Denken des Polen mit einer 
Unzahl von Legenden belaſtet, und zwar nicht nur das Denken des einfachen 
Polen, der mit der geiſtigen Koſt, die ihm andere vorgekaut haben, vorlieb nehmen muß, 
ſondern auch dasjenige des einigermaßen gebildeten Polen, der an ſich die Möglichkeit 
hätte, ſich über geſchichtliche Vorgänge ſachlich zu unterrichten. Sicherlich ſchöpft der 
Pole aus dieſen Legenden, in denen ſein Volk ſich ſelber verherrlicht, eine gewiſſe moraliſche 
Kraft. Nicht weniger aber trifft es auch zu, daß der Legendenſchleier, der über die 
polniſche Geſchichte geſenkt worden iſt, in hohem Maße Schuld daran trägt, daß der Pole 
im allgemeinen nur eine geringe Neigung und Eignung zur Selbſt— 
kritik hat. Die hiſtoriſchen Legenden ſind ſo tief im polniſchen Denken verwurzelt, 
daß für einem polniſchen Wiſſenſchaftler ſchon eine gewiſſe Zivilcourage dazu gehört, ſie zu 
entfernen. Und doch erſcheint das notwendig. Denn nur für ein Volk, das auch die 
unangenehmen Tatſachen feiner Geſchichte nicht leugnet, kann dieſe Geſchichte eine 
wirkliche Lehr meiſterin fein. Es iſt ein Zeichen geiſtiger Feigheit, wenn ein Volk 
die felbftverfchuldeten Fehler feiner Vergangenheit durch Legenden zu übertünchen ver⸗ 
ſucht. Und es iſt auch gefährlich, fo zu verfahren, da ein ſolcher Verſuch notwendiger⸗ 
weiſe zu einer falſchen Einſchätzung der Poſition führen muß, die ein Volk in der Gegen⸗ 
wart im Kreiſe der anderen Völker einnimmt. 

Die meiſten geſchichtlichen Legenden haben ſich an den Untergang des alt= 
polniſchen Reiches am Ausgang des 18. Jahrhunderts geknüpft. Mit ihnen hat 
ſich Prof. Olgierd Gorka in einem Vortrag, den er in Warſchau vor kurzem vor einem 
auserleſenen Publikum hielt, auseinandergeſetzt. Die konventionelle polniſche Geſchichts⸗ 
ſchreibung, führte Gorka u. a. aus, pflege die unſagbar düſtere Wahrheit 
(die Unfähigkeit und Feigheit der damals in Polen maßgebenden Schicht) zu beſchönigen 
und zu verſchleiern, und ſie gehe darin ſo weit, daß ſie durch phantaſtiſche Uebertreibungen 
an ſich geringfügige Ereigniſſe zu denkwürdigen und bedeutenden Tatſachen aufbauſcht. 
Zu Unrecht werde z. B. die Konföderation von Bar verherrlicht. Im Lichte der 
objektiven Forſchung erſcheine dieſe Konföderation (die nach der Darſtellung der konven⸗ 
tionellen polniſchen Geſchichtsſchreibung ein heldenhafter Verſuch, Polen vor dem Unter— 
gange zu retten, geweſen ſein ſoll) als eine Reihe von Blamagen. Zur Ein— 
nahme Krakaus hätten damals 80 ruſſiſche Soldaten genügt! Die berühmte Verteidigung 
von Bar, die von der polniſchen Poeſie ſo großartig glorifiziert worden ſei, habe in 
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Wirklichkeit unvergleichlich befcheidenere Ausmaße gehabt. Wie groß die Untüchtigkeit 
des herrſchenden polniſchen Adels geweſen ſei, zeige der Verlauf des ſogen. Blutbads von 
Human. Vor kleinen Gruppen ukrainiſcher Bauern ſei die pol—⸗ 
niſche Schlachta auseinandergeſtoben. Die größte dieſer Gruppen, die⸗ 
jenige des gefürchteten Gonta, habe kaum 150 Leute gezählt! Zwei ruſſiſche Bataillone 
hätten ausgereicht, um dieſen ganzen Aufruhr zu liquidieren, der weder ſo blutig, noch 
geſchichtlich ſo bedeutend geweſen ſei, wie es dem polniſchen Volke heute in ſeinen 
Schulbüchern erzählt werde. Der Anblick, den das 18. Jahrhundert dem polniſchen 
Geſchichtsforſcher biete, fei, wenn man das Geſchichtsbild der ihm angefügten Legenden 
entkleide, überaus bedrückend. Es ſei falſch, den Hiſtorikern, die als die weſent⸗ 
lichſte Urſache des Verfalls des altpolniſchen Reiches die damalige Entartung 
des polniſchen Volkes anſehen, Peſſimismus vorzuwerfen. Und ebenſo wider⸗ 
ſinnig ſei es, diejenigen als Optimiſten zu bezeichnen, die für den Untergang Polens nur 
äußere Faktoren, wie die „Habgier“ und die Ulebermacht der Nachbarn, verantwortlich 
zu machen verſuchen. 

Im Gegenteil müſſe man — das war der Sinn der weiteren Ausführungen Gorkas 
— die erſteren, die die Schuld am Untergang bei Polen ſelber ſehen, als Optimiſten, die 
anderen aber, die die Schuld bei den Nachbarn ſuchen, als Peſſimiſten bezeichnen. Denn 
die geographiſche Lage Polens habe ſich ſeit damals nicht geändert. Die Nachbarn ſeien 
heute im Verhältnis zu Polen noch mächtiger geworden als damals. Die äußeren 
Faktoren hätten ſich alſo für Polen im Vergleich zu damals nicht gebeſſert. 
Aber die innere Struktur Polens ſei eine andere geworden. Damals hätte Polen 
12 und hätten ſeine Nachbarn (Rußland und Preußen) zuſammen 24 Millionen 
Menſchen gezählt. Heute zähle Polen 33 und zählen ſeine Nachbarn zuſammen 
250 Millionen Menſchen. Und doch ſtehe Polen heute feſter und ſicherer als damals da. 
Nicht auf die äußeren Faktoren, ſondern auf die eigene innere Kraft komme es in erſter 
Linie an. Die habe Polen damals gefehlt, heute aber beſitze es fie. Das ſei der Sinn der 
nationalen Wiedergeburt, die das polniſche Volk durchgemacht habe. 


Der „Judendietrich“ der Endeken 


„Heute muß jeder Politiker, der nicht in den Wolken ſchwebt, die wachſende nationale 
Strömung gewahr werden. Er muß von der dynamiſchen Gewalt dieſer Strömung 
betroffen ſein. Eine ideelle Strömung mit Hilfe von Repreſſalien zu bekämpfen, wäre 
ebenſo ſinnlos wie unmöglich. Man muß auf ſie in entſprechender Weiſe einwirken und 
fie in die gehörige Richtung leiten“. So hieß es vor kurzem im regierungsfreundlichen 
„Czas“ in bezug auf die politiſche Aktivität der nationaldemokratiſchen Oppoſition. 
Wenn man es recht bedenkt, bedeuten dieſe Sätze das Eingeſtändnis der Unfähigkeit des 
polniſchen Regierungslagers, der nationaldemokratiſchen Weltanſchauung eine ſtärkere 
und volkstümlichere Idee entgegenzuſtellen. Der Innenminifter Raczkiewiez hatte 
vor kurzem im Sejm davon geſprochen, daß es notwendig ſei, der aufrühreriſchen Tätig⸗ 
keit der Endeken mit der ganzen Rückſichtsloſigkeit des Geſetzes und der Staatsgewalt 
entgegenzutreten. Auf die Endeken ſcheinen dieſe Worte des Miniſters ohne Wirkung 
geblieben zu ſein. Im Gegenteil: Sie ſcheinen von der Tatſache, daß man ſich in den 
Regierungskreiſen ſo ernſthaft und ſorgenvoll mit ihnen beſchäftigt, recht befriedigt zu 
fein. Sie ſehen in der Aufmerkſamkeit, die die verantwortlichen Stellen auf fie ver: 
wenden, eine Beſtätigung ihres unverminderten oder gar wieder wachſenden Einfluſſes 
auf die Geſtaltung des politiſchen Lebens in Polen. Man mag zu den Zielen und 
Methoden ihrer politiſchen Tätigkeit ſo oder ſo eingeſtellt ſein; man wird aber zugeben 
müſſen, daß die Endeken mit populären Parolen umzugehen und mit ungewöhnlichen 
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Demonſtrationen die öffentliche Meinung Polens in Spannung zu halten verſtehen. Ihre 
Stärke liegt vor allem in der rückſichtsloſen propagandiſtiſchen Ausnutzung des in Polen 
allenthalben als aktuell empfundenen Judenproblems. Sie haben vor den Regierungs⸗ 
kreiſen das eine voraus, daß ſie in der Erörterung dieſer, für Polen tatſächlich lebens⸗ 
wichtigen Frage durch keine ſtaatliche Verantwortlichkeit beeinträchtigt ſind. Ob es ihnen 
mit ihrer Judenfeindſchaft wirklich ſo ernſt iſt, wie ſie jetzt tun, und ob ſie auch dann, 
wenn ſie ſelbſt in der Regierung ſäßen, ihre antiſemitiſchen Aktionen fortſetzen würden, 
mag dahingeſtellt bleiben. Von polniſcher Regierungsſeite wird das beſtritten. Dort 
iſt man der Anſicht, daß ſich die Nationaldemokraten nur deshalb ſo eifrig auf die 
Behandlung der Judenfrage geſtürzt haben, weil ſie darin das geeignete Mittel erkannt 
haben, der Regierung Schwierigkeiten zu machen. Tatſächlich iſt die Judenfrage für die 
Endeken vorläufig nicht mehr als ein Inſtrument, mit dem ſie hoffen, das Tor zur 
Macht aufbrechen zu können. Man hat in dieſer Hinſicht vom „Judendietrich“ geſprochen. 
Die Regierung hat ſich in der Judenfrage von der Oppoſition in die Defenſive drängen 
laſſen. Sie befindet ſich der öffentlichen Meinung, in der die antiſemitiſchen Strömun⸗ 
gen allgemein ſind, in einer unglücklichen Situation, da ſie glaubt, aus realpolitiſchen 
Gründen dieſen Strömungen entgegentreten zu müſſen. Die Auseinanderſetzungen über 
das Schächtverbot haben gezeigt, daß der Antiſemitismus keineswegs auf die Kreiſe der 
oppoſitionellen Rechten beſchränkt, ſondern auch im Regierungslager ſelbſt populär iſt. 
Auch die katholiſche Kirche beginnt, den antiſemitiſchen Strömungen auf ihre Art 
Rechnung zu tragen: Der Primas von Polen, Kardinal Hlond, hat in ſeinem letzten 
Hirtenbrief die Juden als Feinde der katholiſchen Kirche, als die Wurzel des Freidenker⸗ 
tums und die Vorhut der Gottloſenbewegung und des bolſchewiſtiſchen Umſturzes 
bezeichnet. Es wird auch der polniſchen Regierung auf die Dauer kaum möglich ſein, 
ſich in einer für Polen derart lebenswichtigen Frage gegen die öffentliche Meinung zu 
ſtellen. Der Judendietrich iſt in den Händen der Nationaldemokraten eine gefährliche Waffe. 


Der Kommunismus in Polen 


„Polen iſt ein zu naher Nachbar der Sowjetunion, um ſich leichthin zu einer Nach⸗ 
ahmung des kommuniſtiſchen Beiſpiels entſchließen zu können“. Dieſer Optimismus in bezug 
auf die innere Widerſtandskraft des polniſchen Volkes gegenüber der bolſchewiſtiſchen 
Idee, den Marſchall Pilſudſki in feinem Buche „Das Jahr 1920“ zum Ausdruck 
gebracht hat, wird auch heute noch von den führenden Politikern Polens geteilt. Das 
polniſche Dorf, hat vor einiger Zeit Innenminiſter Raczkiewicz geſagt, habe ſich 
vom Einfluß des Kommunismus beinahe völlig frei halten können; und auch in den 
Arbeiterzentren habe der Kommunismus niemals richtig Wurzel zu faſſen vermocht. Ob 
dieſer Optimismus wirklich begründet iſt, läßt ſich heute noch nicht mit Sicherheit ſagen. 
Die Annahme, daß der Katholizismus geeignet ſei, ein Volk gegen den Kommu⸗ 
nismus zu immunifieren, wird durch die ſpaniſchen Ereigniſſe jedenfalls widerlegt. In 
wirtſchaftlicher und ſozialer Hinſicht find in Polen genügend Reibungs⸗ 
flächen vorhanden, an denen ſich der klaſſenkämpferiſche Radikalismus zu entzünden 
vermag. Die Tatſache, daß Polen mehrere Millionen Juden beherbergt, gibt der 
kommuniſtiſchen Frage in dieſem Lande ihren beſonderen Anſtrich. Die unmittel⸗ 
bare Nachbarſchaft des ſtaatlichen Machtträgers der bolſchewiſtiſchen Welt: 
revolufion kann dieſe Frage eines Tages zu einer außenpolitiſchen Angelegenheit machen. 

Seit dem Tode des Marſchalls Pilſudſki hat der linksgerichtete Radikalismus vor allem 
in Kongreßpolen beträchtliche Fortſchritte gemacht. Die Richtlinien ſeines Handelns ſind 
auf dem letztjährigen Weltkongreß der Kommuniſtiſchen Internatio- 
nale feſtgelegt worden. Gemäß dieſen Beſchlüſſen hat der polniſche Kommunismus ſeine 
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Verſuche erneuert, mit den Sozialdemokraten, den Gewerkſchaften und den linksgerichteten 
Bauernparteien eine „antifaſchiſtiſche Einheitsfront "zu errichten. Von 
den Bauernparteien ſind dieſe Verſuche zwar abgelehnt worden; doch läßt ſich in deren 
Reihen eine gewiſſe Radikaliſterung feſtſtellen. In der polniſchen und jüdifchen 
Arbeiterſchaft der Städte hat der Gedanke der „Einheitsfront“ trotz des Wider: 
ſtandes der Regierungsgewerkſchaften und der Polniſchen Sozialdemokratiſchen Partei 
ganz beträchtlich an Boden gewonnen. Durch Maſſeneintritte kommuniſtiſcher Elemente 
in dieſe Verbände hat ſich deren klaſſenkämpferiſche Haltung verſteift. Die Aus⸗ 
einanderſetzungen über die „Legion der Jungen“ haben gezeigt, wie es um die politiſche 
Einſtellung eines Teiles der aktiven Jugend an den polniſchen Hochſchulen beſtellt iſt. 
Daß die kommuniſtiſche Bewegung in Polen unmittelbar von Moskau 
geleitet wird, läßt ſich an zahlreichen Beiſpielen beweiſen. Die Streiks und Unruhen 
der letzten Zeit laſſen Moskauer Arbeit erkennen. Die Prozeſſe, die in allen Teilen 
des Landes gegen linksradikale Gruppen durchgeführt wurden, haben die Arbeit der drei 
in Polen beſtehenden kommuniſtiſchen Parteien (der polniſchen, weißruſſiſchen und 
ukrainiſchen) offenbar nur wenig beeinträchtigen können. Eine verhältnismäßig ſtarke 
Preſſe iſt dieſer Arbeit zu Hilfe gekommen. Als Zentralorgan der drei kommuniſtiſchen 
Parteien Polens erſcheint in Paris die „Informacje Prasow“, der die polniſchen Behörden 
kürzlich das Poſtdebit entzogen haben. In Kattowitz kommt die Wochenſchrift 
„Wiadomosci Robotnicze“ heraus. Kommuniſtiſchen Charakter trägt auch die in 
Wlochy bei Warſchau erſcheinende Monatsſchrift „Lewar“. In Przemyſl und Warſchau 
gibt es kommuniſtiſche Verlage. Die kommuniſtiſchen und linksſtehenden Schriftſteller 
haben ſich zu einer „antifaſchiſtiſchen Front der kulturellen Linken“ zuſammengeſchloſſen. 
Ufm. Zu den „legalen“ Publikationen tritt noch die wichtigere und einflußreichere il le⸗ 
gale Literatur, die in einer ganzen Reihe von Geheimdruckereien hergeſtellt oder 
auch aus der Sowjetunion eingeführt wird. 

Die polniſche Regierung hat das Anwachſen der kommuniſtiſchen Bewegung ſeit 
Monaten mit wachſender Sorge verfolgt. Ende März hat ſie nach langer ſorgfältiger 
Beobachtung zu einem großen Schlage ausgeholt. Innerhalb weniger Tage ſind in ganz 
Polen etwa 1000 Kommuniſten verhaftet, mehrere Geheimdruckereien ausgehoben 
und reiche Beſtände an illegalem Material beſchlagnahmt worden. Die polniſche Polizei 
iſt der Anſicht, diesmal nicht nur die ausführenden Organe, ſondern auch die Rädelsführer 
gefangen zu haben. Unter den Verhafteten ſollen ſich einige Mitglieder des Zentral⸗ 
ausſchuſſes der Kommuniſtiſchen Partei Polens befinden. Ob dieſer Schlag ausreichen 
wird, um der bolſchewiſtiſchen Wühlarbeit in Polen für längere Zeit ein Ende zu machen, 
wird man erſt abwarten müſſen. Der Kommunismus läßt ſich nicht durch polizeiliche 
Aktionen überwinden. Wirtſchaftlich und weltanſchaulich muß ihm der Boden entzogen 
werden, auf dem er zu gedeihen vermag. In dieſer Beziehung aber iſt in Polen bisher 
ſo gut wie gar nichts geſchehen. 


Goeihes Einfluß auf die polniſche Literatur 


Die erſten perſönlichen Beziehungen zu hervorragenden Mitgliedern der polniſchen 
Ariſtokratie, dem Fürſten Czartoryſki, der Fürſtin Lubomirſka, dem Grafen Potocki u. a., 
knüpfte Goethe in den Jahren 1785 und 1786 in Karlsbad an, als er damals dort zum 
Kurgebrauch weilte. Bei Goethes ſpäteren Beſuchen Karlsbads wurden dieſe perſönlichen 
Beziehungen fortgeſetzt und erweitert. Als im Jahre 1790 der Herzog Karl Auguſt von 
Weimar (als preußiſcher General) ſich nach Schleſien begab, begleitete ihn Goethe dorthin 
und machte mit dem Herzoge und dem damaligen Direktor der Schleſiſchen Bergwerke, 
Graf Reden, einen etwa achttägigen Ausflug über Tarnowitz nach Polen, und zwar nach 
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Krakau, den berühmten Salzwerken von Wieliczka und nach Tſchenſtochau. Goethe 
erwähnte dieſe Reife nur kurz gelegentlich brieflich und in feiren „Tages- und Jahres: 
heften“. In einem Briefe an Herder aus Breslau vom 11. Dezember 1790 teilte er 
dieſem ſeine Tags vorher erfolgte Rückkehr mit dem Bemerken mit: „Ich habe in dieſen 
acht Tagen viel Merkwürdiges, wenn es auch meiſt negativ merkwürdig geweſen 
wäre, geſehen“. 

Ein beſonderer Verehrer Goethes war Fürſt Radziwill, der ſpätere Statthalter 
der Provinz Poſen. Dieſer beſchäftigte ſich ſchon im Jahre 1810 mit feiner Muſik zum 
„Fauſt“, beſuchte im Jahre 1814 den Dichter in Weimar und veranſtaltete am 24. Mai 
(dem Geburtstage der Fürſtin Luiſe, einer preußiſchen Prinzeſſin, Tochter des Prinzen 
Ferdinand) die erſte Aufführung des „Fauſt“ in Berlin mit der von ihm felbft kompo⸗ 
nierten Muſik. Im Jahre 1823 traf Goethe in Marienbad mit der berühmten polniſchen 
Pianiſtin Frau Szymanowſka, und deren Schweſter, Fräulein Wolowſka, 
zuſammen. Des Dichters Herz, durch ſeine letzte Liebe zu Ulrike von Levetzow erſchüttert, 
fand Beruhigung in dem ſchönen Spiel der Szymanowſka, und er hat dieſe Macht der 
Muſik in der damals gedichteten „Trilogie der Leidenſchaften“ geſchildert. Die Bekannt⸗ 
ſchaft machte auf Goethe nachhaltigen Eindruck. Er lud Frau Szymanowſka nach 
Weimar ein, ſie leiſtete der Einladung auch Folge und fand dort bei dem Dichter die 
liebenswürdigſte Aufnahme. Durch ihre Mitteilungen trug ſie dann in den ihr bekannten 
polniſchen Kreiſen mit dazu bei, die Verehrung und Wertſchätzung des Dichterfürſten 
bei den damaligen Vertretern der polniſchen Literatur weiter zu verbreiten. Goethes 
Werke hatten inzwiſchen bereits in Polen ſtarke Beachtung gefunden. Im 18. Jahr⸗ 
hundert und im Anfang des 19. war in der polniſchen Literatur das Franzöſiſche fon: 
angebend. Ein Vertreter dieſer Richtung war z. B. der Biſchof Kraſicki, der als 
Biſchof von Ermland, nachdem ſeine Diözeſe in Weſtpreußen im Jahre 1772 an Preußen 
gefallen war, mit Friedrich dem Großen in nähere Beziehungen trat und von ihm mit 
Auszeichnung als ſein Gaſt in Sansſouci aufgenommen wurde. 

Einen neuen Aufſchwung nahm die polniſche Literatur nach der Napoleoniſchen Zeit. 
Gegenüber den die franzöſiſchen Ideen vertretenden Anhängern des ſogenannten „Klaſſizis⸗ 
mus“ erſtrebte die jüngere Dichtergeneration, die Vertreterin der „Romantik“ im dortigen 
Sinne, die Befreiung von kaltem, falſchem Regelzwange, die Pflege des Natürlichen und 
Nationalen. In dieſem literariſchen Kampfe erlangten Goethes Schriften maßgebende 
Bedeutung. Es war ein Poſener, der Gymnaſialdirektor Kaulfuß, der zuerſt den 
Polen gegenüber in einer im Jahre 1846 deutſch und polniſch erſchienenen Abhandlung 
die Vorzüge der deutſchen Literatur vor der franzöſiſchen betonte. In einer Rezenſion 
dieſer Abhandlung in der Warſchauer Zeitſchrift „Pamietnik Warszawski“ vom Jahre 
1818 wurde dagegen noch der franzöſiſchen Literatur, insbeſondere für die Bildung der 
polniſchen Jugend, vor der deutſchen Literatur, auch vor Goethe, der Vorrang eingeräumt. 
Hiergegen wandte fi Caſimir Brodzinſki (17914835), der nun für die neue 
Richtung bahnbrechend wurde. Den Einfluß Goetheſchen Geiſtes zeigt insbeſondere ſeine 
Idylle „Wiesaw“, eine an Goethes „Hermann und Dorothea“ ſich anlehnende anmutige 
Schilderung des polniſchen ländlichen Lebens. Brodzinſki überſetzte auch „Werther“ ins 
Polniſche. 

Dieſes Werk und Goethes Dichtungen überhaupt übten damals den bedeutendſten 
Einfluß auf Polens größten Dichter, dam Mickie wie z, aus. Im Jahre 1823 er- 
ſchien der 2. und 4. Teil der „Totenfeier“ von Mickiewicz, worin ſich deutlich der Einfluß 
von Goethes „Werther“ zeigt. Späterhin wirkten auch Byrons Dichtungen mit auf 
Mickiewicz ein. Als Mickiewicz, bei den im Jahre 1823 über die Univerſität Wilna von 
der ruſſiſchen Regierung verhängten Maßregeln ins Innere Rußlands verwieſen, im 
Jahre 1829 die Erlaubnis zur Reiſe ins Ausland erhielt und nun Rußland für immer 
verließ, begab er ſich, mit einem warmen Empfehlungsbriefe von Frau Szymanowſka 
an Goethe verſehen, mit feinem Freunde Odyniee nach Weimar, um den von ihm 
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bochperehrten deutſchen Dichterfürſten perfönlich kennen zu lernen. Es war damals über: 


haupt die Zeit der Wallfahrten zu Goethe 


nach Weimar. So hatte z. B. auch der 


polniſche Schriftſteller A. v. Kozmian Goethe im Jahre 1829 (vor Mickiewicz) be⸗ 
ſucht, und er bemerkte: „Der ſchäme ſich ſeiner Gleichgültigkeit, der in Deutſchland war 
und Weimar nicht beſuchte, um dort Goethe zu ſehen.“ Die Aufnahme, die Mickiewicz 
und Odyniec bei Goethe fanden, deſſen Perſönlichkeit und Liebenswürdigkeit machten auf 
die beiden Polen den nachhaltigſten Eindruck. Unter Verlängerung ihres Aufenthaltes 
nahmen fie auch an der Feier von Goethes 80. Geburtstag am 28. Auguſt 1829 teil. 
Seinem lebhaften Intereſſe und ſeiner Verehrung für Goethe gab Mickiewicz auch ſpäter⸗ 
hin in feinen Vorleſungen in Paris als Profeſſor der flamifchen Literatur am College 
de France Ausdruck. Der 3. Teil von Mickiewiczs „Totenfeier“ läßt, wenn auch in 


anderer Auffaſſung, den Einfluß des „Fauſt“ erkennen. 


Späterhin wandte ſich Mickie⸗ 


wicz einer dem Goetheſchen Geiſte ganz fremden religiös-myſtiſchen Richtung, dem 


„Meſſianismus“, zu. Sein ſchönes epiſches 


Gedicht „Pan Thaddeus“ (1834) iſt aber 


noch von Goetheſcher Dichtung beeinflußt und nicht mit Unrecht mit Goethes „Hermann 


und Dorothea“ verglichen worden. 


Nach dem polniſchen Aufſtande von 1830 wandte ſich die polniſche Dichtung der 


polniſch⸗ nationalen, patriotiſchen Lyrik zu. 


Schon im 3. Teil von Mickiewicz „Toten⸗ 


feier“ tritt das nationale Element in der Schilderung der Leiden der Polen, der Wilnaer 
Verhältniſſe unter der ruſſiſchen Regierung u. a. m., in den Vordergrund. Goethes Ein⸗ 


fluß auf die polniſche Literatur ſchwindet nun. 


Aber im polniſchen Geiſtesleben dauert 


die Hochſchätzung feiner Werke an, wie ſich aus den zahlreichen polniſchen Ueberſetzungen 


einzelner ſeiner Werke ergibt. 
Polniſche übertragen worden. 


Oſtland⸗ 


Einigung über den Durchgangsverkehr. 


Die deutſch⸗polniſchen Verhandlungen 
über den Eiſenbahntranſit zwi⸗ 
ſchen Oſtpreußen und demübri⸗ 
gen Reich haben am 7. April, zwei 
Monate nach dem Inkrafttreten der den 
Korridorverfehr droſſelnden Verordnung 
des polniſchen Verkehrsminiſters, zu einer 
vorläufigen Einigung geführt. 
Was die bisher aufgelaufenen 
polniſchen Forderungen aus dem Durch⸗ 
gangsperkehr anlangt, fo iſt eine deutſch⸗ 
polniſche Kommiſſion ins Leben gerufen 
worden, die demnächſt zuſammentreten 
wird, um über die Liquidierung der 
rückſtändigen Beträge zu beraten. 
Eine Begleichung dieſer Rückſtände durch 
Bar transfer wird dabei, wie es ſcheint, 
nicht mehr in Erwägung gezogen. Hinſicht⸗ 
lich der aus dem Durchgangsverkehr neu 
entſtehenden polniſchen Forderungen 
hat ſich das Deutſche Reich bereit erklärt, 
beginnend mit dem 25. März allmonatlich 
einen.. h aA He-. He.. Refrao. n . S ebiſel 

zu überweiſen. Dieſe deutſche Zuſage gilt 
bis zum Ende dieſes Jahres. Eine beſondere 


So iſt z. B. der 1. Teil des „Fauſt“ fünfmal ins 


v. U 
deutſch⸗polniſche Kommiſſion, die am 
7. April bereits in Warſchau A 
getreten iſt, wird die Frage der Anpaſſung 


der Ausmaße des Tranſits an die monatlich 
zu zahlende Summe und auch andere tech⸗ 
niſche Fragen im einzelnen durchſprechen. 
Zu den von dieſer Kommiſſion zu behan⸗ 
delnden Fragen ſcheint auch die Frage einer 
Senkung der zu hohen polni⸗ 
ſchen Tranſittarife zu gehören. 


Wieder eine deutſche Schule geſchloſſen. 


Seit 1929 beſtand in Treumark im 
Kreiſe Hohenſalza eine deutſche pri⸗ 
vate Volksſchule. Die Schule wurde 
bisher von 59 deutſchen Kindern beſucht, 
die teils in Treumark ſelbſt, teils in den in 
einem Umkreis von drei Kilometern liegen⸗ 
den Ortſchaften Elſenheim, Standau, Klein⸗ 
wieſe und Schönau beheimatet ſind. Die 
Schule, die von der deutſchen Elternſchaft 
auf eigene Koſten unterhalten wurde, war 
in dem ehemaligen ſtaatlichen Schulgebäude 
unferaehrochf . Am. 1 An d. N Aief.- un. 

der Mietvertrag ab, und die Staroſtei in 

Hohenſalza weigerte ſich, den Vertrag zu 
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verlängern mit der Begründung, daß fie 
das Gebäude für andere Zwecke brauche. 
Demzufolge mußte mit dem 1. April 
der deutſche Unterricht einge⸗ 
ſtellt werden. Die Ulmſchulung der 
Kinder in die nächſte deutſche Privatſchule 
wurde den Eltern vom Schulinſpektor in 
Hohenſalza verboten. Die deutſchen Kinder 
wurden zwangsweiſe auf die zuſtändigen 
polniſchen Ortsſchulen verteilt. Die 
polniſche Preſſe aber faſelt von der Frei⸗ 
heit der Deutſchen in Polen. 


Die Tradition der Aufſtände. 


Am 29. März wurden bei Kor no— 
watz in Oſtoberſchleſien 14 Reichs⸗ 
deutſche, die in Ratibor ihrer Wahl⸗ 
pflicht genügt hatten und ſich auf einem 
Leiterwagen auf der Rückfahrt in ihren 
im Kreiſe Rybnik gelegenen Heimatort be⸗ 
fanden, von einer Horde fogen. 
Jung aufſtändiſcher überfallen. 
Nachdem die Deutſchen ſchon bei der 
Durchfahrt durch Kornowatz angepöbelt 
und beläſtigt worden waren, wurden ſie 
kurz hinter dem Ort von einem mit Jung⸗ 
aufſtändiſchen beſetzten Laſtkraftwagen ein⸗ 
geholt. Die Inſaſſen des Kraftwagens 
ſprangen ab und ſchlugen, zunächſt neben 
dem weiter fahrenden Leiterwagen her⸗ 
laufend, mit Stöcken und Gummiknüppeln 
auf die Deutſchen ein. Als einer der Deut⸗ 
ſchen, Joſef Schof a, abſtieg und ſeinen 
reichsdeutſchen Paß vorwies in der Mei⸗ 
nung, die uniformierten Geſinnungsfreunde 
des Wojewoden Grazynſki durch den Hin⸗ 
weis auf die fremde Staatsangehörigkeit 
von weiteren Gewalttätigkeiten abhalten zu 
können, wurde er ſofort zu Boden ge⸗ 
ſchlagen. Zwei weitere Deutſche wurden 
vom Wagen gezerrt. Einer von ihnen, 
Johann Liſchka, wurde, am Boden 
liegend, ſchwer mißhandelt. Ein anderer, 
Anton Liſchka, wurde bis zu einem nahe 

elegenen deutſchen Hauſe, in das er 
flachtete, verfolgt. Inzwiſchen fielen die 
übrigen Mitglieder der polniſchen Horde 
über die noch auf dem Wagen zurück⸗ 
gebliebenen Perſonen her. Sämtliche 
14 Reichsdeutſche, darunter 
6 Frauen, wurden ſchwer miß⸗ 
handelt und zum Teil bluti 
eſchlagen. Joſef Schofa, der ſich 
päter im 5 8 0 der Ueberfallenen zur 
Polizei nach Rydultau begab, um die Vor⸗ 
gänge zu melden, wurde mit dem Bemerken 
abgewieſen, daß die Chwallowitzer Polizei 
zuſtändig ſei. Als er am folgenden Tage 
dorthin ging, um die Beſchwerde zu wieder⸗ 
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holen, wurde er verhaftet und einen 
Tag lang auf der Wache feſtgehalten. Die 
verletzten Reichsdeutſchea begaben ſich zu 
verſchiedenen polniſchen Aerzten, 
um deren Hilfe in Anſpruch zu nehmen. 
Es zeigte ſich jedoch, daß es die ſogen. 
polniſche Kultur nicht zuläßt, deutſchen 
Menſchen ärztlichen Beiſtand zu leihen. 
Nur einer war „kulturlos“ genug, den 
Deutſchen ſeine Hilfe nicht zu verweigern. 
Die „Polska Zachodnia“, das amtliche 
Hetzorgan der Wojewodſchaft Schleſien, 
brachte es fertig, auch in dieſem Falle von 
einer deutſchen „Provokation“ zu ſprechen. 
Die Teilnehmer an dem Uleberfall haben 
bewieſen, daß ſie die Tradition der Auf⸗ 
ſtände zu wahren verſtehen und daß ſie 
wiſſen, was fie der Uniform, die fie tragen, 
ſchuldig ſind. 


Ein edler Wettſtreit. 


Zu einem edlen Wettſtreit hatten ſich am 
23. März zwei größere polniſche Gruppen 
im „Polniſchen Haus“ in Königshütte ver⸗ 
ſammelt. Die Chriſtlichen Demokraten 
Korfantys wollten ſich nicht nachſagen 
laſſen, daß ſie in der Bekämpfung des 
Deutſchtums weniger tüchtig als die Partel⸗ 
gänger des Wojewoden Grazynſki find. 
Sie beriefen daher eine Verſammlung ein, 
um auch wieder einmal ihre warnende 
Stimme gegen die „deutſche Gefahr“ 
tönen zu laſſen. Als fie aber mit der Ver: 
ſammlung beginnen wollten, fanden ſie das 
„Polniſche Haus“ ſchon beſetzt. Die An⸗ 
hänger Grazynſkis wollten ſich von den 
Leufen Korfantys in ihrem Kampf gegen 
die gefährlichen Deutſchen keine Konkurrenz 
machen laſſen. Zuerſt ſtanden ſich die 
beiden Gruppen ein wenig verdutzt gegen⸗ 
über. Dann fingen ſie an, ſich gegenſeitig 
u beſchimpfen wie die homeriſchen Helden. 
lind als die Köpfe genügend rot geworden 
waren, griffen ſie nach Knüppeln und 
Stuhlbeinen, um den Biceps über den 
Ruhm der größeren Deutſchenfeindſchaft 
entſcheiden zu laſſen. Die Einrichtung des 
„Polniſchen Hauſes“ ging bei dem geiſtigen 
Wettſtreit teilweiſe in Trümmer. Wer das 
Schlachtfeld ſchließlich behauptet hat, hat 
ſich an Hand der von der „Polska 
Zachodnia“ und der „Polonia“ veröffent⸗ 
lichten Heeresberichte nicht einwandfrei 


feſtſtellen laſſen. 
In Oſt⸗D.⸗S. erzählt man ſich 


In Oſtoberſchleſien geht das Gerücht 
um, daß es in der ganzen Wojewodſchaft 
keinen Gemeindevorſteher mehr gibt, der 


nicht vorbeſtraft if. Das iſt vielleicht ein 
wenig übertrieben. Aber es iſt doch immer⸗ 
hin bezeichnend, daß ſich die polniſche Re⸗ 
gierung — nach einer Mitteilung des 
„Ilustrowany Kurjer Codzienny“ — mit 
der Vorbereitung eines Geſetzentwurfes be⸗ 
faßt hat, der einen Paſſus enthält, demzu⸗ 
folge die zuſtändige Aufſichtsbehörde, alfo 
die Wojewodſchaft, auch ſolchen Bewerbern 
die Erlaubnis zur Verwendung 
im Kommunaldienſt erteilen kann, 
die durch ein Diſziplinarverfahren aus 
dem Staats⸗ oder Militär⸗ 
dienſt entfernt oder wegen eines 
Vergehens aus niedrigen oder 
gewinnſüchtigen Motiven ge⸗ 
richtlich beſtraft worden find. In 
dieſer Beſtimmung iſt das Eingeſtändnis 
enthalten, daß es unter den für den 
Kommunaldienſt hinreichend vorgebildeten 
Leuten in Polen ſolche, die noch nicht 
vorbeſtraft ſind, in genügender Zahl nicht 
gibt. Das erwähnte Gerücht kann alſo 
wohl doch nicht völlig aus der Luft ge⸗ 
griffen ſein. 
Die Kreisſparkaſſe Graudenz in Liquidation. 
Zahlreiche Gläubiger der früheren 
Kreisſparkaſſe Graudenz er⸗ 
warten noch die Auszahlung von aufge⸗ 
werteten Sparguthaben von der jetzigen 
„Komunalna Kas a Oszczed- 
nosci powiatu Grudziadz“. 
Die Kaffe ift in Liquidation und nicht 
zahlungsfähig. Die frühere Zuſage, daß 
die San nach Genehmigung des 
Sanierungsplans durch das polniſche 
Miniſterium des Innern beginnen würde, 
hat ſich nicht erfüllt, es muß vielmehr zu⸗ 
nächſt abgewartet werden, welche Beträge 
aus den Hppothekenforderungen, die die 
Sparkaſſe auf Grund früherer Aus⸗ 
leihungen hat, im Aufwertungsverfahren 
eingehen. Dieſe Eingänge können ſich aber 
bei den jetzigen polniſchen Sonderbeſtim⸗ 
mungen, die weitgehendſten Zahlungs⸗ und 
Vollſtreckungsſchutz den Hypothekenſchuld⸗ 
nern gewähren, und über die auch in der 
deutſchen Preſſe kürzlich eine Veröffent⸗ 
lichung erfolgt iſt, nur ſehr langſam voll⸗ 
ziehen. Die frühere Aufwertungsabteilung 
des Deutſchen Oſtbundes, deren Acbeit nach 
Auflöſung des Oſtbundes durch die Auf⸗ 
baukredit für Grenz⸗ und Aus⸗ 
landsdeutſche G. m. b. H., (Berlin 
30, Motzſtr. 46) fortgeſetzt wird, bittet 
von Anfragen abzuſehen. Sobald die Kreis⸗ 
ſparkaſſe Graudenz Auszahlungen leiſtet, 
wird unaufgefordert weitere Nachricht 
ergehen. 


Das Hotel „Concordia“ in Allenſtein. 

Die „Gazeta Olsztynska“ hatte ſich in 
ihrer Nummer vom 14. Dezember v. J. 
darüber beſchwert, daß das Hotel 
„Concordia“ in Allenſtein vom 
Kreisleiter der NSDAP., Pg. Schiedat, 
unter den für alle Parteimitglieder in Zivil 
und Uniform verbotenen Lokalen aufgeführt 
worden iſt. Das Polenblatt hatte dieſe 
Mitteilung mit der Bemerkung verſehen, 
daß ſeiner Anſicht nach „ein Berbot nur 
deswegen, weil das Lokal ein polniſches iſt“, 
der Begründung entbehre, und daß „die 
Aufrechterhaltung des Verbotes uner⸗ 
wünſchte Folgen nach ſich ziehen könnte“. 
Dazu iſt zu bemerken: Bei dem betreffenden 
Rundſchreiben handelt es ſich um eine 
interne Dienſtanweiſung der 
Kreisleitung. Das Verbot bezieht 
ſich auf alle Lokale der Stadt, die politiſch 
oder ſonſtwie anrüchig ſind. Das Hotel 
„Concordia“ hat auf die Liſte geſetzt werden 
müſſen, weil ein Lokal, in dem ſich wieder⸗ 
holt unliebſame Auftritte ereignet 
haben, als ein geeigneter Aufenthaltsort für 
Mitglieder der NSDAP. nicht mehr in 
Betracht kommen kann. Daß das Hotel 
ein polniſches Lokal iſt, hat bei der 
Aufnahme in die Liſte verbotener Lokale 
keine Rolle geſpielt. Es wäre nützlicher, 
wenn der Polenbund, der in dieſer Sache 
interveniert hat, ſeine überſchüſſige Kraft 
darauf verwenden wollte, das in dem be⸗ 
treffenden Lokal verkehrende Publikum zu 
einem diſziplinierteren Verhalten zu erziehen. 
Auch iſt die Erregung des Polenbundes 
über das erwähnte Rundſchreiben nur 
ſchwer zu verſtehen, da er doch ſonſt ſo 
großen Wert darauf legt, daß ſeine Leute 


„unter ſich“ bleiben können. 


Die See⸗ und Kolonialliga. 


Ueber die Entwicklung der polniſchen 
See⸗ und Kolonialliga veröffent⸗ 
lichte der „Dzien Pomorski“ am 30. März 
folgende Zahlen. Am 1. Januar d. J. 
zählte die Liga 536 Ortsgruppen und 
2448 Schulgruppen mit insgeſamt 337 600, 
bezw. 145300 Mitgliedern. Allein im 
Laufe des Jahres 1935 konnte die Liga 
1618 neue Gruppen gründen und 182 900 
neue Mitglieder werben. Die Liga gibt 
zur Zeit drei Monate: und Viertelahrs⸗ 
ſchriften und eine Reihe literariſcher und 
wiſſenſchaftlicher Werke über See⸗ und 
Kolonialfragen heraus. Dieſe auffällig 
raſche Entwicklung eines ſcharf gegen 
Deutſchland eingeſtellten Verbandes ſollte 
zu denken geben. 
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Beſucht den deutſchen Oſten! 


Zulaſſungskarten für den Korridorverkehr. 


Die ſeit dem 7. Februar d. J. beſtehende 
Einſchränkung des Zugberkehrs 
durch den Korridor hat für die Zeiten 


beſonderen Verkehrsandranges die Einführung 
von Zulaſſungskarten notwendig ge⸗ 
macht, deren Ausgabe erſtmalig in der Oſterzeit 
(vom 5. bis 17. April) erfolgt iſt. Reiſende 
ohne Zulaſſungskarten werden in dieſer Zeit zur 
Mitfahrt in den durchgehenden Zügen zwiſchen 
Berlin und Oſtpreußen nicht zugelaſſen. Zu⸗ 
laſſungskarten werden auf Antrag bei Vor⸗ 
weiſung oder Löſung eines gültigen Fahrſcheines 
nach oder von Oſtpreußen koſtenlos aus 
gegeben (Schlafwagenreiſende erhalten die Zu⸗ 
laſſungskarte zugleich mit der Bettkarte). Die 
Ausgabe der Zulaſſungskarten erfolgt früheftens 
10 Tage und ſpäteſtens 24 Stunden vor Ab⸗ 
gang des betreffenden Zuges. Für die Rück⸗ 
teife mit Rückfahrkarte oder nach Fahrtunter⸗ 
brechung iſt erneut eine Zulaſſungskarte erforder⸗ 
lich. Platzkarten werden für die Züge, für 
die Zulaſſungskarten notwendig ſind, nicht aus⸗ 
gegeben. In der Zeit, in der Zulaſſungskarten 
erforderlich ſind, ſind Geſellſchafts⸗ und ſonſtige 
Gruppenfahrten zur Eiſenbahnbeförderung nicht 
zugelaſſen. Dieſen Perſonengruppen ſteht der 
„Geedienſt Oſtpreußen“ zur Verfügung, 
der während des Oſterverkehrs den Betrieb 
erheblich verſtärkt hat. Keine Zu⸗ 
laſſungskarten ſind erforderlich für die Perſonen⸗ 
züge über die polniſche Durchgangsſtrecke 
Groß⸗Boſchpol⸗ Marienburg, ſowie 
für die durchgehenden Kurswagen über die pol⸗ 
niſche Durchgangsſtrecke Korſenz⸗Dt.⸗Ey⸗ 
lau, ferner für den geſamten inter natio⸗ 
nalen Reiſeverkehr mit oder über Oſtpreußen. 


Seedienſt Oſtpreußen: Um den Verkehr nach 
Oſtpreußen großzügig zu fördern, wird der 
„Seedienſt Oſtpreußen“ im kommenden Som⸗ 
mer, in der Hauptbetriebszeit vom 20. Juni bis 
31. Auguſt, zeitweilig ſechs Schiffe 
einſetzen. An den Tagen des Hauptverkehrs 
werden zwei bis drei Schiffe zugleich die Ver⸗ 
bindung zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen 
Reich herſtellen. Vom 20. Juni bis 31. Auguſt 
wird an jedem Sonnabend⸗Nachmittag ein be⸗ 
ſonders billiger Dftpreußen-Gee-Gon- 
derzug (OS von Berlin nach 
Swinemünde verkehren, während in Pillau 
ebenſo billige Anſchlußzüge nach Königsberg 
und dem Innern Oſtpreußens bereitſtehen. Jeden 
Sonntag wird ein gleicher „OSS⸗Zug“ von 
Königsberg nach Pillau und anſchließend an das 
Schiff von Swinemünde nach Berlin verkehren. 
Dieſe Züge bieten zwiſchen Berlin und den wich⸗ 
tigſten Knotenpunkten Oſtpreußens eine Fahr⸗ 
preisermäßigung von 60 vH.; fie ber 
kehren mit großer Geſchwindkeit zuſchlagfrei. 

Ausbau von IInterkünften und Gaſtſtätten: 
Wie der Landesverkehrsverband Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen mitteilt, iſt es dem Oberpräſidenten der 
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Provinz Oſtpreußen gelungen, erhebliche Mittel 
für den Ausbau und die beſonders dringliche 
Moderniſierung der oſtpreußiſchen 
Hotels und Gaſtſtätten freizumachen. 
Es iſt mit Sicherheit zu erwarten, daß den oſt⸗ 
preußiſchen Hotelbeſitzern, Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirten noch bis zum Beginn der Reiſezeit 
mindeſtens zwei Millionen Reichsmark zur Ver⸗ 
beſſerung und Vergrößerung ihrer Betriebe zur 
Verfügung geſtellt werden können. Im Rahmen 
ſeiner tatkräftigen Bemühungen um Oſtpreußen 
als Reiſeland wird Oberpräſident Koch auch 
dem Bau von Unterſtellräumen für 
Kraftwagen beſondere Förderung ange⸗ 
deihen laſſen. 

100 Jahre Bad Oppelsdorf⸗Oberlauſitz: Das 
unweit Zittau in der Sächſtſchen Lauſitz 
gelegene Bad Oppelsdorf feiert am 18. 
und 19. Juli ſein hundertjähriges Beſtehen. Der 
ſchöngelegene Ort ermöglicht Schwefel, Moor⸗ 
und Stahlbad⸗Kuren. Unter den ſächſiſchen 
Bädern erreichte er 1935 die durchſchnittlich 
längſte Aufenthaltsdauer des einzelnen Kur⸗ 
gaſtes. 

Drei Stadtjubiläen in Sachſen: In Sachſen 
feiern in dieſem Jahre drei Städte Jubiläum. 
Rochlitz wird 1000 Jahre alt und ver⸗ 
anſtaltet aus dieſem Anlaß vom 20. bis 22. Juni 
ein Jubiläumsfeſt. In Geithain wird vom 
29. Auguſt bis zum 1. September das 750 jäh⸗ 
rige Beſtehen der Stadt und in Liebſtadt, 
der kleinſten Stadt Sachſens im Vorland des 
Oſterzgebirges, vom 30. Mai bis zum 7. Juni 
das 650 jährige Beſtehen der Gemeinde gefeiert. 

„Amberger Blut“: Die in der Baye⸗ 
riſchen ſtmark gelegenen Stadt Am⸗ 
berg wird auch in diefem Jahre ihr Heimat⸗ 
ſpiel „Amberger Blut“ aufführen. In der da⸗ 
für vorgeſehenen Zeit vom 4. bis 12. Juli ſollen 
außerdem eine Trachtenſchau der Bayeriſchen 
Oſtmark und ein großes Volksfeſt veranſtaltet 
werden. 

Burg Toſt wird wiederhergeſtellt: Die un⸗ 
weit von Gleiwitz, an der Bahnlinie nach 
Oppeln-Breslau gelegene Burg Toſt, einer 
der wenigen Zeugen romantiſcher Ritterherrlich⸗ 
keit in Oberſchleſien, wird jetzt wiederhergeſtellt. 
Die Burg, in der der Dichter Joſeph von 
Eichendorff einen Teil ſeiner Jugend verbrachte 
und die er ſpäter oft beſungen hat, brannte kurz 
vor den Befreiungskriegen ab und war ſeitdem 
dem Verfall preisgegeben. Der Wiederaufbau, 
der ſich über eine Reihe von Jahren erſtreckt, 
wird nach den Plänen des bekannten Burgen⸗ 
Architekten, Profeſſor Bodo Ebhardt durch⸗ 

eführt. Die Burg wurde einft von dem aus 
talien ſtammenden Grafen Colonna zu 
einem der prächtigſten Edelſitze Oſtdeutſchlands 
ausgebaut. Später gelangte ſie in den Beſitz 
der Familie des Freiherrn von Eichendorff und 
wurde vom Vater des Dichters an den Grafen 
Gas c in verkauft. 


